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Zwar ist in der Datenschutz-
Grundverordnung explizit fest-
gehalten, dass Werbung legitim 
und Datenverarbeitung zum 
„Zwecke der Direktwerbung“ ein 
berechtigtes Interesse darstellt, 
aber die Fallen lauern im Detail. 

So wurden sowohl die Rechte 
der Betroffenen, also die Rechte 
der Konsumenten und Mitar-
beiter, deren Daten verarbeitet 
werden, gestärkt als auch die 

Pflichten der datenverarbeiten-
den Unternehmen („Verantwort-
liche“) verschärft. 

Das Ende der DVR-Nummer
Mit der Datenschutz-Grund-
verordnung erfolgt eine Abkehr 
vom bisherigen System weit-
reichender Melde- und Regis
trierpflichten. In Zukunft wird 
es keine DVR-Nummer mehr ge-
ben, stattdessen müssen die Un-
ternehmen selbst die Verantwor-
tung für ihre Daten und deren 
Schutz übernehmen. So müssen 
sie nicht nur ihre Datenanwen-
dungen stets dokumentieren 
und aufbewahren. In Fällen, in 
denen besonders risikobehafte-
te Datenverarbeitungen vorge-
nommen werden sollen, ist vom 
Verantwortlichen vorab eine 
Datenschutz-Folgenabschät-

zung, kurz PIA („Privacy Impact 
Assessment“) durchzuführen. 
Dies ist bei der Anwendung 
neuer Technologien, aber auch 
in allen Bereichen vorgesehen, 
in denen Kundendaten für ziel-
gruppengerechte Kommunikati-
on und Werbung zu Kundenpro-
filen verarbeitet werden.

Erstmals Regeln für Profiling
Die Datenschutz-Grundver-
ordnung regelt erstmals auch 
den Umgang mit Profiling bzw. 
schränkt diesen ein. So hat jede 
Person – abgesehen von weni-
gen Ausnahmen – das Recht, 
dass eine sie betreffende Ent-
scheidung nicht allein auf der 
Grundlage von Profiling ergehen 
darf. Die Kreditwürdigkeit einer 
Person darf demnach nicht nur 
von deren Einkaufsverhalten 
abhängen. 

Gestärkt werden zudem die 
Rechte der Betroffenen. In Zu-
kunft hat jeder Betroffene das 
Recht, zu erfahren, ob bzw. wel-
che seiner personenbezogenen 
Daten von einem Verantwortli-
chen verarbeitet werden. Ihm 
steht zudem eine Auskunft be-
züglich verschiedener die Verar-
beitung betreffender Details zu, 
wie z.B. den Zweck der Verarbei-
tung, die beabsichtigte Speicher-
dauer und die Bekanntgabe des 
Empfängers der Daten im Falle 
einer Übermittlung. Die Betrof-
fen haben zudem das Recht auf 
eine Kopie ihrer Daten und das 
Recht auf Datenübertragbarkeit. 
Wechselt ein Konsument bei-

spielsweise den Telefonanbieter, 
so kann er in Zukunft verlangen, 
dass der gekündigte Anbieter die 
Daten an den neuen Vertrags-
partner übermittelt. Weiter-
hin bestehen bleibt zudem das 
Recht auf Berichtigung bzw. Ver-
vollständigung sowie das Recht 
auf Löschung. Wurden die Daten 
bereits veröffentlicht, so ist der 
Verantwortliche verpflichtet, 
alle anderen Verantwortlichen 
über die Löschung zu informie-
ren. Ist die Löschung aus wirt-
schaftlichen oder technischen 
Gründen nicht sofort möglich, 
so muss die Verarbeitung vorü-
bergehend beschränkt werden. 

Datenschutzbeauftragte 
Die Pflicht zur Bestellung eines 
Datenschutzbeauftragten stellt 
ebenfalls eine Neuerung der 
DSGVO dar, welche für bestimm-
te aufgezählte Fälle vorgesehen 
ist. Eine solche Pflicht besteht 
demnach bei der Verarbeitung 
durch Behörden, im Zusammen-
hang mit umfangreichen regel-
mäßigen und systematischen 
Überwachungen oder umfang-
reichen Verarbeitungen beson-
derer Datenkategorien bzw. von 
Daten über strafrechtliche Ver-
urteilungen und Straftaten.

Vorsicht Haftung
Bei Verstößen gegen die Daten-
schutz-Grundverordnung sind 
Geldbußen bis zu 4% des welt-
weit erzielten Vorjahresumsat-
zes bzw. 20 Mio. Euro – je nach-
dem, was höher ist – vorgesehen. 

Darüber hinaus stehen den Be-
troffenen Schadenersatzansprü-
che zu. 

Für Auftragsverarbeiter be-
deutet das, dass diese bei Ver-
stößen gegen die Datenschutz-
Grundverordnung von ihren 
Auftraggebern, den Verantwort-
lichen, zur Verantwortung gezo-
gen werden können. Die Regress-
ansprüche der Unternehmen an 
den meist deutlich kleineren 
Auftragverarbeitern können für 
diese schwerwiegenden Konse-
quenzen haben.

Was tun?
Aufgrund der möglichen Stra-
fen bei Verstoß gegen die Da-
tenschutzvorschriften müssen 
Strukturen und Prozesse an-
gelegt sein, um eine Kontrolle 
durch die Datenschutzbehörde 
zu bestehen; unerlässlich sind 
daher die Erhebung und die 
Analyse des unternehmensin-
ternen datenschutzrechtlichen 
Ist-Zustands, um entsprechend 
notwendige Maßnahmen setzen 
zu können, wie etwa mit dem 
PHH Datenschutz Check-up. Ziel 
ist nicht, alles neu aufzusetzen, 
sondern dort nachzuschärfen, 
wo noch Lücken bestehen.
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Bei Verstößen gegen 
die Datenschutz-
Grundverordnung 
sind Geldbußen bis 
zu 4% des weltweit 
erzielten Vorjahres-
umsatzes vorgesehen.
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